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TOP 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit sowie 
der Tagesordnung   

  

 
Vorsitzender Terfehr begrüßt die Anwesenden, eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße 
Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Vollständigkeit der Tagesordnung fest. 
 
TOP 2. Einwohner- / Einwohnerinnenfragestunde Teil 1     
 
Es werden seitens der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner keine Fragen vorgebracht. 
 
TOP 3. Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche Sitzung 

vom 18.09.2019   
  

 
Die Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 18.09.2020 wird genehmigt. 
 
Beschluss 
 
6 Stimme/n dafür 0 Stimme/n dagegen 1 Enthaltungen 
      
 
TOP 4. Bericht des Geschäftsführers der Staatsbad Norderney 

GmbH   
  

 
GF Loth berichtet rückblickend über das Jahr 2019. Es sei die Zahlen betreffend ein erfolgreiches 
Jahr für Norderney gewesen. Insgesamt seien 592.462 Anreisen, ca. 3,8 Mio. Übernachtungen und 
ca. 261.000 Tagesgäste zu verzeichnen gewesen. Es gäbe einen sehr regen Zuspruch zu Veranstal-
tungen, trotz der Schließung des Hauses der Insel und des Kurtheaters. Damit einher gehen laut GF 
Loth selbstverständlich starke Einschränkungen. 
 
Das Jahr 2019 stehe im Hinblick auf Veranstaltungen unter dem Eindruck des 222-jährigen Jubilä-
ums. Dies sei durch besondere Eintrittspreise und neue Projekte, wie dem Straßenkunstfestival und 
dem „Food and Feel“-Festival untermalt worden. Die Kapazitäten der Insel seien selbst in der Neben-
saison nahezu ausgelastet. Dennoch müsse ein Weg gefunden werden, dass die Versorgung der 
Gäste sichergestellt bleibt. 
 
Die neue Kinderkurdirektoren Lea sei sehr selbstbewusst und habe bereits viele Angebote für die 
Kinder auf der Insel umgesetzt. Die Inselblogger-Kampagne und auch die neue Insel-Bloggerin Han-
na seien sehr erfolgreich gewesen, insbesondere zeige sich dies durch hohe Zugriffszahlen. Für das 
Norderney Magazin sei der German Design-Award vergeben worden, nachdem der Brand-Award 
dreimal in Folge errungen worden sei. In der Form gäbe es keinen vergleichbaren Anbieter am Markt. 
 
Die Kurgastbeitragsautomaten seien mitunter aus logistischen Gründen auf bargeldlose Zahlung um-
gestellt worden. Dorthin gehe der Trend und gerade im Zeitalter der Digitalisierung müsse man sich 
diesen Entwicklungen öffnen. Weiterhin sei ein digitales Jobportal in der Vorbereitung, welches ab 
April zugänglich sein soll. Es solle allen Unternehmen Norderneys bereitgestellt werden, um Werbung 
zu betreiben und Mitarbeiter zu suchen. Per einer eigenen Brand und einem Image solle für Nor-
derney und entsprechende Berufsfelder geworben werden. Es sollen Kooperationen zwischen dem 
Einzelhandel, der DEHOGA und der Gastronomie geschaffen und ein Zukunftswandel herbeigeführt 
werden. Eine rundum digitale Versorgung der Gäste mit Information solle zukünftig ermöglicht wer-
den. Aufgrund der aktuellen Entwicklung in Sachen Corona sei eine Teilnahme an der ITB nicht mög-
lich. 
 
Das Lebensraumkonzept sei zusammen mit der Stadt Norderney aufgelegt worden. Über 250 Nor-
derneyer hätten an der Eröffnungsveranstaltung teilgenommen, so GF Loth. Kein Geheimnis sei es, 
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welche Themen die Menschen auf Norderney am meisten umtrieben. Diese seien insbesondere der 
(bezahlbare) Wohnraum und ein nachvollziehbares Verkehrskonzept für die Insel, worunter unter 
anderem Mobilitätsservices und die Auswertung des Verkehrsverbotes verstanden würden. Insge-
samt hätten sich fast 1.200 Norderneyer an der Umfrage beteiligt. Hierdurch seien sehr repräsentati-
ve Daten/Zahlen gesammelt worden. Zu den weiteren Themen gehörten „Norderney plastikfrei“ sowie 
die Initiative „He Norderney“, die das Ziel verfolge, die Willkommensstruktur zu verbessern. Hier sei 
mittels einer Rückbesinnung auf die Entwicklungsgeschichte Norderneys das Ziel der Wahrung tradi-
tioneller Bindungen durch beispielsweise gemeinsame Feste und Feiern, wie auch Begegnungsstät-
ten gesetzt worden. Ebenfalls solle über die ökologische Nachhaltigkeit hinaus auch die ökonomische 
und soziale Nachhaltigkeit gefördert und eine Balance erzeugt werden. Am 29.04.2020 solle das 
endgültige Konzept im Rahmen einer öffentlichen Ratssitzung vorgestellt werden. Die nächsten 
Schritte, hierunter das eigentliche Rollout und die Auseinandersetzung mit konkreten Themen mit den 
Leuten, die auch etwas bewegen können, würden zeitnah folgen. 
 
TOP 5. 1. Verordnung zur Änderung der Norderneyer Gefahrenab-

wehrverordnung (hier: Einführung einer ganzjährigen An-
leinpflicht für Hunde)  

WTV 1/2020 

 
BM Ulrichs gibt einen Rückblick über die Entwicklung der Anleinpflicht. Im Jahre 1969 sei erstmalig 
der Leinenzwang für Hunde auf Norderney eingeführt worden. Diese habe vom 1. April bis zum 
30. September eines jeden Jahres gegolten. In den 90er Jahren sei aufgrund der gestiegenen Gäste-
zahlen über die Sommermonate eine Ausweitung auf den Zeitraum vom 1. März bis zum 31. Oktober 
vorgenommen worden. Eine weitere Ausweitung sei damals bereits diskutiert worden. Jedoch habe 
aufgrund der geringen Gästezahlen in den Wintermonaten die entsprechende Begründung gefehlt, 
der es nach geltender Rechtsprechung bedurfte. In den letzten Jahren stünden frei umherlaufende 
Hunde sowie die zugehörigen Hinterlassenschaften auf dem ersten Platz der Beschwerdethemen bei 
der Stadt Norderney und der Staatsbad Norderney GmbH. Sowohl bei dem Gast als auch bei dem 
Norderneyer herrsche Unsicherheit über die geltenden Regelungen. Mit dieser Änderung werde eine 
rein zeitliche Ausdehnung der Anleinpflicht sowie die Schaffung klarer Strukturen bezweckt. Keines-
falls solle der örtliche Geltungsbereich ausgedehnt werden. Dies sei ein sinnvoller Schritt um mehr 
Verständnis für die Situation herbeizuführen und dem Problem Herr zu werden. 
 
StAR Vißer fügt hinzu, die schwarzen Hundekotbeutel würden in allernächster Zeit durch rot/orange 
Beutel umgestellt, um gegebenenfalls einen Effekt zur Verbesserung der Entsorgungssituation durch 
die Hundehalter zu erzielen. 
 
Herr Norbert Harm bedankt sich für die Einladung und verliest eine Stellungnahme des Herrn Vollmer 
vom DEHOGA Inselverband Norderney zu diesem Tagesordnungspunkt (siehe unten). 
 
BM Ulrichs kommentiert den Beitrag und nimmt zudem Bezug auf einen von Herrn Vollmer verfassten 
Artikel im Norderney Magazin. Er habe mit Bedauern feststellen müssen, dass dieser Artikel vor Po-
lemik und teilweise auch Falschaussagen trotze. Sofern kein Einverständnis mit einer solchen Ände-
rung vorhanden sei, müsse eine solche Stellungnahme zumindest auf der Grundlage sachgerechter 
Informationen beruhen. Eine räumliche Ausweitung der Anleinpflicht sei nie beabsichtigt worden, zu-
dem verzerre die Darstellung die bestehende Problematik. 
 
RM Selinger-Hugen äußert, die Stellungnahme führe die Diskussion in eine falsche Richtung. Sie 
könne nicht unterstützen, dass der Hund als Marketingobjekt für Gäste im Winter herangezogen wer-
de. Es müsse vordringlich an die Norderneyer mit Hund gedacht werden. Die Forderung, für finanz-
starke Gäste zudem noch Hundekotbeutel kostenfrei zur Verfügung zu stellen, verfehle das Ziel weit. 
Es solle nicht zwischen den Hunden der Gäste sowie der Norderneyer unterschieden werden. 
GF Loth trägt hierzu bei, dass alleine im vergangenen Jahr 7.500 EUR für Hundekotbeutel aufge-
wendet worden seien. Nicht der Hund führe zu Störungen, vielmehr sei es der Hundehalter, der sich 
nicht regelkonform verhalte. Einige Hundehalter seien nicht dazu in der Lage, den Hundekot wie vor-
gesehen in den zahlreich verfügbaren Mülleimern auf Norderney zu entsorgen. Es seien keine Ein-
schränkungen notwendig, wenn sich jeder Hundehalter entsprechend um seinen Hund und die Hin-
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terlassenschaften kümmern würde. Eine gegenseitige Rücksichtnahme müsse sich implementieren. 
Selbstverständlich heiße man die tierischen Familienmitglieder jedoch weiterhin willkommen. Nor-
derney sei eine hundefreundliche Insel. 
 
RM Podein bringt ein, das Problem liege mitunter in den Kontrollmöglichkeiten. Der Aktionsradius der 
Verwaltungsvollzugsbeamten solle erweitert werden, beispielsweise durch die Zurverfügungstellung 
von E-Bikes. So könne die ohnehin nicht sehr einfach Arbeit einen Schritt weit erleichtert werden. 
 
BM Ulrichs äußert, E-Bikes seien nicht die Lösung aller Probleme. Das Problem sei vielmehr das 
Kontroll- und Vollzugsdefizit durch zahlreiche und vielfältige Verstöße auf der Insel. StAR Vißer fügt 
hinzu, in der Vergangenheit habe man im Rahmen der durchgeführten Kontrollen mit den Betroffenen 
kommuniziert. Es sei entsprechend auf die Anleinpflicht hingewiesen und zudem per Flyer „Mit dem 
Hund auf Norderney“ über die geltenden Regelungen informiert worden. Nunmehr sollen die Verstö-
ße ab dem 1. März 2020 mit Verwarnungsgeldern geahndet werden. 
 
RM Dröst führt an, man komme nicht umhin, auf die Pflicht hinzuweisen und alle dazu anhalten, sich 
entsprechend zu verhalten. 
 
BG Onnen spricht sich für eine Erweiterung der Leinenpflicht aus. Über den ohnehin geltenden Lei-
nenzwang im Gebiet des Nationalparks solle durch die zeitliche Erweiterung der Unachtsamkeit der 
Hundebesitzer entgegengewirkt werden. Die ohnehin seit jeher freigegebenen Freilaufflächen für 
Hunde blieben erhalten, welche ausreichende Ausweichmöglichkeiten bieten würden. 
 
Vorsitzender Terfehr appelliert an das Verantwortungsbewusstsein der Hundehalter. 
Herr Gerlach (Polizei) merkt an, dass auch das Führen eines Hundes an der Leine das Problem der 
oftmals nicht eingesammelten Hinterlassenschaften nicht in Gänze beseitige. 
 
– Unterbrechung um 18:44 Uhr – 
 
RM Podein stellt eine Frage an die anwesende Tierärztin Solaro. Frau Solaro sei über die Art und 
Weise der geführten Diskussion sehr erfreut. Wichtig sei zu überdenken, ob die vorgestellte Lösung 
wirklich zur Behebung des Problems geeignet und angemessen sei. Für das Hundekotproblem sei 
die beabsichtigte Änderung keine abschließende Lösung. Ebenfalls sehe sie die Zurverfügungstel-
lung der Hundekotbeutel als unnötig an. Jeder Hundehalter müsse sich selbst um die Art und Weise 
der Entsorgung Gedanken machen und kümmern. Im Gegensatz zu GF Loth sehe sie jedoch sehr 
wohl ein Problem im Zusammenhang mit der Anzahl und auch der Positionierung der Entsorgungs-
behälter. Mehr Behälter an geeigneten Stellen, die gegebenenfalls durch eine Abfrage bei Hundehal-
tern ermittelt werden könnten, würde der hohen Anzahl in die Natur geworfener Hundekotbeutel ent-
gegenwirken. Ein weiteres Problem liege darin, dass nicht jedem Hundehalter klar sei, wo Hunde frei 
laufen dürfen und wo nicht. Hier müsse Aufklärung betrieben werden, insbesondere durch entspre-
chende Hinweisschilder, die mitunter an der Hundewiese positioniert werden sollten. Dies trage auch 
zur Einsicht von Personen ohne eigenen Hund bei. Aktuell sei oftmals ein rücksichtsloses Verhalten 
dieser Personen auf als auch um die Hundewiese herum erkennbar. Sofern diese bislang freigege-
benen Plätze für Hunde in dem Ausmaß zur Verfügung gestellt und entsprechend hergerichtet wür-
den, sehe sie bei einem auf beiden Seiten vorhandenen Verantwortungsbewusstsein kein Problem. 
Es müsse ein Miteinander zwischen Hundehaltern und den übrigen Personenkreisen herbeigeführt 
werden. 
 
BM Ulrichs stimmt den Ausführungen der Tierärztin Frau Solaro zu. Es gäbe eine Menge unbelehrba-
rer Hundehalter. Der viel größere Teil der Hundehalter verhalte sich jedoch verantwortungsbewusst. 
Regel und Recht müsse aufgrund jener Personen geschaffen werden, die sich nicht im Sinne der 
Allgemeinheit verhalten. Weiter äußert BM Ulrichs, je mehr Entsorgungsbehälter aufgestellt werden 
würden, desto mehr Müll werde auch produziert. Hier sollten besondere Orte und klassische Routen 
von Hundehaltern bedacht werden und entsprechende Aufstellungsorte ermittelt werden. 
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Tierärztin Solaro führt an, dass auf Baltrum so viele Behälter zur Verfügung stünden, dass von dem 
einen der nächste schon gesehen werde. Im Verhältnis sei es auf Norderney sicherlich schwierig, ein 
solch flächendeckendes Netz an Entsorgungsbehältern zur Verfügung zu stellen, doch müsse an 
gewissen Orten, an denen Bedarf herrscht und ein entsprechend großer Kreis an Nutzern vorhanden 
ist, eine Aufstellung von Behältern erfolgen. 
 
GF Loth merkt an, betreffend der Anzahl und der Positionierung der Behälter sei Norderney sehr gut 
ausgestattet. Auch im Außenbereich seien bereits mehr Behälter aufgestellt worden. Dennoch sei zu 
bemerken, je unbeobachteter diese Behälter stehen würden, desto mehr (Haus-)Müll werde in diesen 
abgelagert. Aus ökologischen Gesichtspunkten sei es nicht zuträglich, immer mehr Behälter aufzu-
stellen. Dennoch biete er gerne eine gemeinsame Inaugenscheinnahme von Orten an, an denen eine 
Aufstellung angebracht erscheine. 
 
Herr Bernd Geismann erklärt, insbesondere in der Saison werde sich häufig nicht an die Vorgaben 
der Norderneyer Gefahrenabwehrverordnung sowie die Strand- und Badeordnung gehalten. Hier sei-
en entsprechende Kontrollen und das Ahnden von Verstößen gewünscht. Am Strand in Richtung 
Weisse Düne nehme er gehäuft nicht angeleinte Hunde wahr. Insbesondere fühle er sich von großen 
Hunden bedrängt. Er regt an, den Strandabschnitt östlich der Lippestraße bis hin zur Weissen Düne 
in eine andere Zone umzuwidmen. Er sei gegen die Aufstellung weiterer Mülleimer. 
 
Eine Einwohnerin teilt mit, es sei in der Praxis schwer umsetzbar mit derart wenigen Müllbehältern 
auszukommen. Nachvollziehbar sei es, dass die Nutzung öffentlicher Müllbehälter für Hausmüll von 
z. B. Zweitwohnungsbesitzern vermieden werden solle. Doch dürfe nicht auf jeden, der am lautesten 
schreit, gehört werden. Man müsse eine vernünftige Lösung finden, die ohne Reglementierungen und 
Verbote auskomme. 
 
RM Dröst fasst zusammen, dass die Diskussion sehr erfrischend und erfreulich gewesen sei. Aus 
dieser Diskussion nehme sie die Beschilderung für die Hundewiese und eine entsprechend dem tat-
sächlichen Bedarf ausgerichtete Aufstellung von Müllbehältern mit. 
 
– Aufhebung der Unterbrechung um 19:15 Uhr – 
 
Vorsitzender Terfehr lässt über den Beschlussvorschlag „Zustimmung zur Einführung einer ganzjäh-
rigen Anleinpflicht und dementsprechender Anpassung der Norderneyer Gefahrenabwehrverordnung 
(NeyGefAbVO) abstimmen. 
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Beschluss 
 

    Ja 
    Nein 

 
Der Einführung einer ganzjährigen Anleinpflicht für Hunde wird zugestimmt und dementsprechend die 
Norderneyer Gefahrenabwehrverordnung (NeyGefAbVO) angepasst (siehe anliegenden Entwurf). 
 
7 Stimme/n dafür 0 Stimme/n dagegen 0 Enthaltungen 
      
 
TOP 6. Finanzmittel aus der Ablöse von Einstellplätzen (Antrag 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)   
WTV 2/2020 

 
RM Dröst stellt die Zielsetzung des vorgenannten Antrages vor. Zunächst dankt sie für die ausführli-
che Zusammenstellung durch die Verwaltung. Wichtig sei hierbei nicht die beträchtliche Summe für 
die abgelösten Einstellplätze, sondern vielmehr die Tatsache, dass durch diese Ablöse viel geschaf-
fen worden sei. Das BÜNDNIS 90/DIE Grünen seien dankbar für die bereits investierten Gelder für 
Fahrradabstellplätze und den ÖPNV in Höhe von ca. 160.000 EUR und die dadurch erzielten Ergeb-
nisse. 
 
BM Ulrichs ergänzt, über die verausgabten 161.000 EUR hinaus werde sich die Summe durch die 
noch nicht eingerechneten Maßnahmen am Hafen auf insgesamt 1,26 Mio. EUR erhöhen. Es stün-
den für weitere Maßnahmen noch 3,5 Mio. EUR zur Verfügung. Bis 2011 seien aufgrund der Kamera-
listik eingegangene Mittel als allgemeine Deckungsmittel verwendet worden. Seit Einführung der 
Doppik im Jahre 2011 habe die Möglichkeit bestanden, Mittel zurückzustellen und entsprechend für 
einen bestimmten Zweck zu verwenden. Dies habe dazu geführt, dass in dem Zeitraum von 2011 bis 
2019 insgesamt 4,8 Mio. EUR angespart werden konnten. 
 
RM Dröst merkt an, es sollen keine Autostellplätze mehr geschaffen werden. Zukünftig solle man sich 
auf die Schaffung von Fahrradeinstellplätze und einer Entwicklung im Sinne des Lebensraumkonzep-
tes konzentrieren. Dieses spiegle die Wünsche der Bürger wieder. Investitionen sollten dort getätigt 
werden, wo es nach heutigem Kenntnisstand Sinn mache. 
RM Selinger-Hugen erkundigt sich, ob die Möglichkeit bestünde, diese Gelder für die Erstellung von 
Leitsystemen zu verwenden. BM Ulrichs führt hierzu aus, eine konkrete Definition liege hierfür nicht 
vor, doch sei eine entsprechende Auslegung der gesetzlichen Vorgaben vorstellbar. 
 
Vorsitzender Terfehr stellt fest, dass der vorgenannte Antrag zur Kenntnis genommen wurde. 
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Beschluss 
 

    Ja 
    Nein 

 
Von den Ausführungen der Verwaltung wird Kenntnis genommen. 
 
TOP 7. Bericht aus dem Arbeitskreis Verkehr     
 
Vorsitzender Terfehr leitet ein, die hohe Priorität der Verkehrsentwicklung zeige sich nicht nur durch 
die bereits erfolgten Klausurtagungen zu diesem Thema, zudem spiegle sich dies in dem Lebens-
raumkonzept wieder. Seit Anfang 2019 diskutiere der Arbeitskreis konkret über die Schaffung eines 
geeigneten Verkehrskonzeptes. Durch die steigenden Gästezahlen und der sich daraus entwickeln-
den Problematik seien Diskussionen über mögliche Lösungsansätze geführt worden. 
 
Ebenfalls trage laut dem Vorsitzenden Terfehr die Initiative KURVE seit August 2019 zur Diskussion 
bei. Die Verbesserung der Verkehrssituation habe oberste Priorität. Der Arbeitskreis Verkehr habe 
häufiger getagt, als es in der Vergangenheit üblich gewesen sei. Wenn ein Verkehrskonzept entwi-
ckelt und der Öffentlichkeit vorgestellt werde, müsse es die breite Mehrheit einschließen, sowie ein 
einstimmiger Beschluss im Rat darüber gefasst werden. Es sei die Einigung auf ein Verkehrskonzept 
erfolgt. Die Belastungsgrenze des Kurortes sei mindestens erreicht, wenn nicht gar überschritten. Die 
Belastung durch Kraftfahrzeuge sei sehr hoch und dem Ansehen des Kurortes mehr als abträglich. 
Die visuelle Kontamination durch die Verkehrsmasse trage nicht zum Wohlbefinden der Gäste bei. 
Dies zeige sich insbesondere durch die hohe Verkehrsdichte im Innenstadtbereich und ebenfalls an 
neuralgischen Punkten außerhalb des Ortes. Weiterhin gäbe es zu viele Fahrräder und zu wenige 
Abstellplätze für diese. Weiter herrschen bei im Grunde gleich gelagerten Verkehrsbereichen an ver-
schiedenen Orten unterschiedliche Regelungen vor, wie beispielsweise in der Bülowallee, welche mit 
im Verlauf ändernden Regelungen gesäumt sei. Es sollen eindeutige Regelungen für Fußgängerzo-
nen geschaffen werden. Die Zielvorgabe sei die Herbeiführung eines geordneten Miteinanders. 
 
Wichtig sei zum einen, dass die sogenannte Stundengenehmigung für den Verkehr vom und zum 
Schiff abgeschafft werde. Es läge ein nicht mehr fassbares Verkehrsaufkommen vor. Den Gästen 
müsse eine andere Beförderungsmöglichkeit geboten werden. Grundsätzlich müsse die Lösung der 
Problematik jedoch schon in Norddeich beginnen. Das Eckpunktepapier sei so gut wie abgeschlos-
sen. Nun müsse die Umsetzung, mitunter durch geeignete Zwischenschritte, erfolgen. Parallel zur 
sukzessiven Abschaffung der Stundenregelung müsse eine geeignete Infrastruktur geschaffen wer-
den, die dem Aufkommen gerecht werde. 
 
Die Ausnahmegenehmigungspraxis müsse auf ein notwendiges Maß im Sinne des Dienstes zur Da-
seinsvorsorge begrenzt werden. Die Herbeiführung von klaren Regelungen stehe an vorderster Stel-
le. Dahingehend müsse auch eine deutliche Ausweitung der Kfz.-Sperre erfolgen. Ein weiterer An-
satzpunkt müsse die Anpassung der Parkgebühren an jene auf dem Festland und die bedarfsgerech-
te Integration des ÖPNV sein. Ein fachlicher Beistand würde hierfür ausdrücklich benötigt. Dies gelte 
auch für das zu integrierende Fahrradleitsystem im und um den Stadtkern herum sowie die zu schaf-
fenden Fahrradabstellplätze am Rande der Innenstadt. Die Frage der externen Beratung werde laut 
StAR Vißer mitunter voraussichtlich in Zusammenarbeit mit der Fahrradstadt Münster erfolgen. Mög-
lichkeiten der finanziellen Förderung durch den Bund oder das Land würden geprüft. 
 
RM Dröst merkt an, Diskussionen über einen Wandel im Bereich führe der Arbeitskreis nicht erst seit 
dem Jahre 2019. Der Bürger ermutige aktuell vielmehr zur Umsetzung der Gedankengänge. Es wer-
de schwer fallen und gar unmöglich sein, einen geraden Weg zu gehen und alle mitzunehmen. Die 
Entwicklung würden Norderneyern wie auch Gästen wehtun. Der Autoverkehr sei ausdrücklich nicht 
mehr gewünscht. 
 
Vorsitzender Terfehr wendet ein, Ängste zu schüren, wie vorgenannt, sei keine gute Herangehens-
weise. Im Arbeitskreis Verkehr habe man sich darauf geeinigt sich der Problematik anzunehmen und 
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entsprechendes auch umzusetzen. BM Ulrichs merkt an, da noch nicht absehbar sei, welche Maß-
nahmen getroffen werden, sollen nicht bereits jetzt falsche Ängste geschürt werden. 
 
Vorsitzender Terfehr führt an, es gäbe einen dringenden Bedarf an Treffen mit Partnern, die entspre-
chende Ideen vorantreiben könnten. 
 
GF Loth äußert, das Thema Verkehr sei nicht neu und habe sich bereits durch alle im Rahmen der 
Erstellung des Lebensraumkonzeptes beteiligten Gruppen gezogen. Konkrete Vorschläge der Bürger 
müssten umgesetzt werden. Die rund 350 an der Befragung beteiligten Gäste seien in ihren Ausfüh-
rungen deutlich rigoroser gewesen. Es gäbe genügend Inhalte, mit denen man sich auseinanderset-
zen könnte. 
 
TOP 8. Mitteilungen der Verwaltung     
 
Es liegen keine Mitteilungen der Verwaltung vor. 
 
TOP 9. Anfragen und Anregungen     
 
Es werden keine Anfragen oder Anregungen geäußert. 
 
TOP 10. Einwohner- / Einwohnerinnenfragestunde Teil 2     
 
1. Herr Wilko Luttmann erkundigt sich nach der Handhabe der Ahndung von Vergehen gegen die 

bevorstehende Änderung der Norderneyer Gefahrenabwehrverordnung hinsichtlich der ganzjäh-
rigen Leinenpflicht. BM Ulrichs führt hierzu aus, es bestehe grundsätzlich eine Pflicht des Einzel-
nen, sich über die einzuhaltenden Regelungen zu informieren. Dennoch werde es eine gewisse 
Karenzzeit nach der Änderung geben. 

 
2. Herr Wilko Luttmann erkundigt sich nach den Erkenntnissen aus der Zeit nach der Aufstellung 

der Hinweisschilder für Hundehalter auf dem Onnen-Visser-Platz. BM Ulrichs merkt an, es habe 
eine positive Resonanz aus Reihen der Bevölkerung gegeben. 

 
3. Herr Jensch erkundigt sich nach der Möglichkeit der Einführung einer Ganzjahressperre. 

BM Ulrichs führt aus, solche Maßnahmen müssten im Rat diskutiert werden. Insbesondere im 
Rahmen des aktuell in Entwicklung befindlichen Lebensraumkonzeptes müsse man sich die Zeit 
nehmen, ein Gesamtpaket auf den Weg zu bringen. 

 
4. Herr Wehlage erfragt, welche fünf Schritte im Rahmen des Lebensraumkonzeptes in diesem Jahr 

noch beschlossen werden sollen. Vorsitzender Terfehr teilt mit, es gäbe aktuell noch immer kein 
entscheidungsreifes Konzept. 

 
5. Eine Einwohnerin merkt an, der Personen- und Gepäcktransfer vom Hafen in das Stadtgebiet 

müsse überdacht werden. Taxifahrer würden oftmals mit überhöhter Geschwindigkeit fahren und 
lediglich Einzelpersonen befördern. 

 
6. Herr Geismann regt an, den ÖPNV in der Siedlung auszuweiten und mindestens derart zu be-

treiben, dass bis zu einer halben Stunde nach öffentlichen Veranstaltungen entsprechende Ab-
fahrten erfolgen. GF Loth führt hierzu die ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit 
an. Die Anbieter sollten zum Nachdenken angeregt werden. Auf Sylt gäbe es beispielsweise ein 
autonomes Mehrpersonentaxi, welches mittels Anruf geordert werden könne. Sinnvolle Anreize 
sollen geschaffen werden. Ebenfalls müsse mit dem Landkreis Aurich gesprochen werden, wel-
cher für den gemeinwirtschaftlichen ÖPNV zuständig sei. BM Ulrichs ergänzt, es gäbe in vielen 
Bereichen Bedarfe, die es teilweise auch zunächst offenzulegen gelte. Der Inselosten bringe 
ebenfalls zu lösende Probleme mit sich. Die Thematik sei sehr facettenreich. 

 
Vorsitzender Terfehr schließt die Sitzung um 20:08 Uhr. 
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 Terfehr  Ulrichs  
 (Vorsitzender)  (Bürgermeister)  
     

  Holtkamp   
  (Protokollführer)   

 


